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Hellmut Kalbitzer, Hamburg

Korrekte Beziehungen zum Ostblock

Am 6. Mai 1952 hat sidi der Bundestag einstimmig 
für eine w irtsdiaftlidie und politisdie Norma­

lisierung des W est- O sthandels ausgesprodien. W enige 
W odien später hat sidi die Bundesregierung aus- 
drüdilidi angesdilossen.
Mit allen europäisdien Ländern des Sowjetblodcs 
haben sidi geregelte w irtsdiaftlidie Beziehungen, die 
teilweise sdion 1947 w ieder aufgenommen worden 
waren, w eiter entwidcelt, nur n id it zur Sowjetunion 
selbst. Seit über einem  Jah r verfolgt die Bundes­
regierung in dieser Hauptfrage einen Zidczadi-Kurs, 
der sowohl im W esten als aud i im Osten erst Unruhe 
und dann M ißtrauen einbradite.
Nadidem zuerst einzelne Gesdiäftsleute mit Einver­
ständnis der Bundesregierung nadi Moskau gefahren 
waren, wurden im April 1953 plötzlidi in der „Aktion 
V ulkan“ eine ganze Reihe dieser Gesdiäftsleute ver­
haftet, ohne daß die gegen sie erhobenen Vorwürfe 
später aufrediterhalten werden konnten. Trotzdem 
gingen die Rußlandreisen m it Zustimmung der Bun­
desregierung weiter, und einzelne Gesdiäfte wurden 
abgesdilossen. Im Frühjahr 1953 und in  diesem Früh­
jah r w ieder fanden Handelskonferenzen zwisdien 
den europäisdien W est- und O ststaaten statt, auf 
denen aud i die Bundesrepublik vertreten  war. Sie 
w aren einberufen von der europäisdien W irtsdiafts- 
kommission (ECE) der V ereinten Nationen. Die staats- 
reditlid ie Sdiwierigkeit für Deutsdiland ist dabei die 
N iditanerkennung der Bundesregierung seitens der 
Sowjetunion, und um gekehrt des Pankower Regimes 
durdi den W esten. Deshalb traten  beide Teile Deutsdi- 
lands nur als westlidie und als russisdie Besatzungs­
zone auf. Die Bundesregierung war durdi Mitglieder 
des Auswärtigen Amts und private Unternehmer ver­
treten. M an spradi über W arenlieferungen, Zählungs- 
form alitäten usw., kurz über die Vorbereitung eines 
Handelsabkommens, ohne die Bundesregierung selbst 
als V ertragspartner vorzusehen.
Daraus ergab sid i d ie  Absidit, auf deutsdier Seite 
den „Ostaussdiuß der deutsdien W irtsdiaft" — einen 
privaten Zusammensdiluß von am Osthandel interes­
sierten Firmen — zum V erhandlungspartner der So­
wjetunion zu m adien. Es w urde deshalb in Zusammen­
arbeit mit der Bundesregierung eine Delegation pri­
vater Gesdiäftsleute un ter Führung eines Stahl- 
Großhändlers zusammengestellt, die diese Verhand­
lungen führen sollte. Dabei w ar sdion bekannt ge­
worden, daß Angestellte dieser Delegationsmitglieder 
und m it ihnen befreundeter Firmen sid i bereits wodien- 
lang vorher in Moskau zur Vorbereitung privater Ge- 
sdiäftsabsdilüsse aufhielten. Es erhob sid i also mit 
Redit die Frage, ob die für die Delegation in Aussidit 
genommenen Herren in  Moskau die allgem einen In­
teressen der Bundesrepublik vertreten  w ürden oder in 
erster Linie ihre eigenen Unternehmen. Auf russisdier 
Seite hätten  natürlid i Staatsbeam te den deutsdien 
Unterhändlern gegenübergestanden. Dieser Versudi, 
die politisdien und staatsreditlidien Sdiwierigkeiten 
der Fühlungnahme mit der Sowjetunion dadurdi zu 
umgehen, daß m an private Gesdiäftsleute mit der In­
teressenvertretung gegenüber dem größten und poli-

tisd i diffizilsten N adibarn Deutsdilands betraut, hätte 
nur mit einem  sdiw eren Mißerfolg enden können.
Es gibt mit keinem Land auf längere Sidit unpolitisdie 
W irtsdiaftsverhandlungen, erst red it n id it mit der 
Sowjetunion. Deshalb liegt die Leitung der deutsdien 
Außenhandelspolitik aud i seit jeher in  Händen des 
Auswärtigen Amtes.
In letzter M inute hat das Auswärtige Amt diese De­
legation nad i M oskau für unerw ünsdit erklärt, womit 
es red it hatte, soweit e s  sid i um die Verquidcung po­
litisdier und privater w irtsdiaftlidier Gesiditspunkte 
in der Delegation handelte. Durdi die Form und den 
späten Zeitpunkt allerdings beginnt es, die sorgsam 
gespannten Fäden wieder zu zerreißen, so daß sidi 
die deutsdien Unterhändler ebenso wie die russisdiea 
desavouiert fühlen müssen, zumal die Absage wider- 
sprüdilidi begründet wurde und kein besserer Vor­
sdilag über die Zusammensetzung einer soldien Dele­
gation gem adit wurde.
Den staatsreditlid ien  Sdiw ierigkeiten ist man gegen­
über, den m eisten Ostblodcstaaten dadurdi au s dem 
W ege gegangen, daß man Abkommen zwisdien der 
ehemaligen Außenhandelsorganisation der am erikani­
sdien und britisdien Besatzungsmädite, der JEIA, und 
Ostregierungen in  jedem  Jahr w ieder nur verlängerte 
und auf den neuesten Stand der Erfordernisse bradite. 
Nur m it Rumänien, m it dem kein JEIA-Vertrag be­
stand, hat man kürzlidi ein Abkommen gesdilossen, 
das auf deutsdier Seite von dem Ostaussdiuß getragen 
wird. Mit der Sowjetunion müßten, solange keine nor­
malen diplom atisdien Beziehungen möglidi sind, Ver­
handlungen geführt w erden von Personen des öffent- 
lidien V ertrauens, die zur Zeit nidit in politisdier Ver­
antw ortung stehen, aber dodi die Gewähr für die Un­
abhängigkeit von w irtsdiaftlidien Einzelinteressen und 
für politisdie übersid it und Loyalität bieten. Man 
könnte sidi z. B. in  den Reihen ehemaliger Landes­
minister oder anderer n id it mehr ak tiver Politiker 
U m se h e n .

Das Auswärtige Amt hat sid i bei seinem  Einsprudi 
gegen die deutsdie private Handelsdelegation aber 
augensdieinlidi n id it von dem Aspekt der unzwedi- 
mäßigen Zusammenstellung leiten lassen. N äher liegt, 
daß diese Sdiw enkung im Zusammenhang mit der 
am erikanisdien Politik auf der Genfer Ostasien-Kon­
ferenz zu sudien ist, auf der die USA die.Unmöglidi- 
keit der Intervention durdi eine brüske H altung ge­
genüber deni Ostblodt ersetzten. H ierdurdi isolierten 
sidi die A m erikaner gegenüber den Engländern und 
Franzosen, die in einer realistisdien Einsdiätzung der 
Kräfte eine m ilitärisdie und politisdie Frontverkürzung 
sudien. Diese Isolierung ist um so bedauerlidier, als 
der sid i abzeidinende Kompromiß in Asien natürlidi 
nur denkbar ist auf dem Hintergrund eines starken 
Amerika.
Die häufigen Kurssdiwankungen der beiden Welt- 
m ädite USA und Sowjetunion versdiärfen das gegen­
seitige M ißtrauen und sind eine w esentlidie Ursadie 
der w eltpolitisdien Spannungen. Für die Bundesrepu­
blik w äre eine sdiw ankende Politik, die angebahnte 
Verhandlungen absagt und die Sowjetunion als un­
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m ittelbaren N adibarn Deutschlands zu ignorieren ver­
sucht, auf die Dauer unerträglich, da sie die deutschen 
Lebensnotwendigkeiten nicht durch Macht, auch nicht 
durch die von den USA entliehene Macht, schützen 
kann, sondern auf Verhandlungen angewiesen ist.
A uf der W est-Osthandelskonferenz in diesem Frühjahr 
w ar auch vereinbart worden, daß deutsche Regierungs­
vertre ter in diesem Sommer nach W arschau reisen 
sollten, um das seit langem bestehende Handels­
abkommen mit Polen zu verlängern. In W arschau w äre 
auch die Möglichkeit gegeben, mit den dortigen zen­
tralen  Behörden Verhandlungen zu führen über die 
Rückführung von in Polen festgehaltenen Deutschen 
(unter denen sich viele Frauen und Kinder befinden, 
während andere Familienmitglieder in Deutschland 
leben), über das Los von Kriegsgefangenen und über 
die W iederaufhebung der von Polen Ende 1953 ein­
geführten Zölle für deutsche Geschenksendungen nach 
dort, also über die V erbesserung des Loses von Hun­
derttausenden Deutscher im jetzigen polnischen Ge­
biet. — Da/s Auswärtige Amt hat auch diese Delegation 
abgesagt, um die Unnachgiebigkeit gegenüber dem 
Osten zu dokumentieren. Der Erfolg ist, daß die 
Polen, w ie alljährlich, so auch diesmal nach W est­
deutschland kommen, um das Abkommen zu verlän­
gern, natürlich ohne daß w ir dabei die Möglichkeit 
haben, über Verbesserungen für die Deutschen in 
Polen zu verhandeln. Demgegenüber reicht die Er­
klärung des A uswärtigen Amtes, die Polen hätten 
auch bisher die Rückführung der Deutschen abgelehnt, 
nicht ganz aus.
Die Bundesrepublik läuft jetzt hinter der Entwicklung 
des Rußlandhandels her, denn im März 1954 haben die 
amerikanische, die britische und die französische Re­
gierung auf einer Geheimkonferenz in London ver­
einbart, das Embargo gegenüber der Sowjetunion er­
heblich zu mildern. Im Sinne der am erikanischen Re­
gierungspolitik des harten  Auftretens gegenüber China 
hat man allerdings zugleich eine Verschärfung des 
Embargos gegenüber China in Aussicht genommen. 
Dabei kann unterstellt werden, daß Großbritannien 
hier faktisch seinen eigenen W eg gehen wird, nach­
dem sein Außenminister Eden dieser Tage nach jah re­
langen Bemühungen die Entsendung eines chinesischen 
Geschäftsträgers nach London erreicht hat und die 
beiden denkbaren M inisterpräsidenten einer kommen­
den Arbeiterregierung, A ttlee und Bevan, mit Zustim­
mung des Londoner Außeimiinisteriums nach Peking 
reisen werden.
Der Europarat in  Straßburg hat denn auch auf seiner 
letzten Sitzung Ende Mai in einer einstimmig gefaßten 
Entschließung den europäischen Regierungen nahege­
legt, den Chinahandei nicht zu erschweren, um China 
nicht an die russische Politik zu ketten, sondern die­
sem ältesten Kulturland der Erde mit über 500' Milli­
onen Einwohnern die Möglichkeit zu geben, seine Po­
sition frei zwischen W est und Ost zu finden; denn 
dieser Subkontinent hat im Unterschied zu den ost­
europäischen Satelliten auf die Dauer ein eigenes po­
litisches und wirtschaftliches Schwergewicht. Aber der 
Europarat hat auch darauf hingewiesen, daß der von

Auskunft erteilt die zuständige Industrie- und Handels­
kammer bzw. Handwerkskammer

der Sowjetunion so nachdrücklich gewünschte Handel 
mit dem W esten nur einen Dauererfolg haben kann, 
wenn die Sowjetunion dem W esten das V ertrauen in 
seine friedfertige Politik wiedergibt.
Und abschließend hat der Europarat seinen Mitglieds­
ländern ein gemeinsames Vorgehen empfohlen, nicht 
um, w ie bisher, den Osthandel einzuengen, sondern 
um ihn auszuweiten. — Dieser gemeinsamen Politik 
sollte sich auch die Bundesrepublik anschließen, wenn 
sie nicht isoliert und schließlich von der Konkurrenz 
ausm anövriert werden will.
Die Sowjetunion und ihre Satelliten sind durch politi­
sche Gegensätze und eine vergiftete Atmosphäre von 
Deutschland getrennt, aber sie sind unsere unmittel­
baren Nachbarn. Mit ihnen friedlich zusammenzuleben, 
ist die historische Aufgabe. Es gibt für Deutschland 
kein „entweder Freundschaft mit dem W esten — oder 
Satellit des Ostens". Es muß heißen: Freundschaft mit 
dem W esten und korrekte Beziehungen zum Osten. 
Solange normale diplomatische Beziehungen noch nicht 
möglich sind, müssen tragbare Ersatzlösungen gesucht 
und bestethende Beziehungen gepflegt werden.
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